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Wie weit sind wir da? Wie hat sich die Rückführung in 
die nordafrikanischen Staaten fortentwickelt? 

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Ich bin dafür, dass wir die entsprechenden drei Staaten 

zu sicheren Herkunftsstaaten erklären, und hoffe, dass 
das auch im Bundesrat eine Mehrheit findet. 

Wir können berichten, dass sich die Zusammenarbeit 
mit allen drei Staaten in Sachen Rückführung deutlich 
verbessert hat. Im Vergleich zu 2015 haben wir jetzt eine 
Verneunfachung, eine Verzehnfachung oder sogar eine 
Verfünfzehnfachung der Rückführungen. Ich kann auch 
darauf verweisen, dass die Zahlen bei der Rückführung 
von Deutschland nach Marokko im europäischen Ver-
gleich sehr gut sind. Insofern müssen wir auf diesem 
Wege mit den Ländern weitermachen. Wir haben einen 
sehr guten Datenaustausch. Wir haben mehr Fälle identi-
fiziert, als bis jetzt aus Deutschland zurückgeführt wur-
den. Das ist eine Zusammenarbeit, die sich von der Grö-
ßenordnung her in den letzten Jahren rapide verbessert 
hat. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – André Hahn, Fraktion Die Linke, stellt 

die nächste Frage.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Frau Bundeskanzlerin, trifft es zu, dass sich an ver-

schiedenen Stellen in Deutschland, aber auch in Öster-
reich und der Schweiz rechte Gruppen formiert haben, 
die daran arbeiten, einen eigenen Staat im Staate aufzu-
bauen, und trifft es zu, dass zu den Mitgliedern dieser 
Gruppen auch Polizisten und Soldaten, Reservisten und 
Beamte, zum Teil auch Mitarbeiter der Sicherheitsbehör-
den des Bundes zählen? 

Ein Netzwerk, das unter dem Namen Hannibal be-
kannt geworden ist, bereitet sich auf den Tag X vor und 
will dann gegebenenfalls auch Waffen einsetzen. Sind 
Sie durch den Verfassungsschutz über diese Vorgänge 
informiert worden, und was wollen Sie dagegen unter-
nehmen? 

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Ich habe da volles Vertrauen in die Arbeit des Verfas-

sungsschutzes. Sie wissen auch, dass, wann immer sol-
che Erkenntnisse vorliegen, entschieden und sehr massiv 
dagegen vorgegangen wird. Es gibt leider Entwicklun-
gen, die uns beunruhigen müssen; aber unsere staatlichen 
Institutionen sind hier handlungsfähig und handeln auch. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nachfrage.

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Frau Bundeskanzlerin, ich habe Sie ja gefragt, ob und 

in welcher Weise Sie darüber informiert worden sind. 

Ich darf daran erinnern, dass die Problematik der 
Reichsbürger über Jahre verharmlost worden ist. Inzwi-
schen wird die Gefahr erkannt, nachdem unter anderem 

ein Polizist ermordet worden ist. Bei rechten Netzwerken 
wurden, wie die Sicherheitsbehörden und die General-
bundesanwaltschaft wissen, sogenannte Todeslisten ge-
funden. Das ist doch ein Punkt, der uns alle beunruhigen 
muss. Wissen Sie, ob auch Abgeordnete dieses Hauses 
auf diesen Listen stehen, sind Sie darüber informiert wor-
den? Und noch mal meine Frage: Was tun Sie, um dem 
entgegenzuwirken?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN sowie 
des Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Über Abgeordnete auf diesen Listen bin ich nicht in-

formiert. 

Ansonsten weiß jede Institution der Bundesregierung, 
dass die Bundesregierung als Ganzes und ich als Person 
entschieden gegen solche Vorgänge vorgehen. Da, wo 
Dinge passiert sind, die nicht in Ordnung waren  – ich 
nenne nur das Beispiel NSU –, haben wir, auch durch die 
Einsetzung von Untersuchungsausschüssen, gemeinsam 
die notwendigen Schlussfolgerungen daraus gezogen. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das war keine 
Antwort! Wie gehen Sie dagegen vor?)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Oliver Krischer, Fraktion Bündnis  90/Die Grünen, 

stellt die nächste Frage. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Frau Bundeskanz-

lerin, am vergangenen Wochenende hat der CDU-Par-
teitag einen Beschluss gefasst, der darauf abzielt, der 
Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit und Kla-
gebefugnisse abzuerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD und der 
FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Beifallsstürme wer-

den nicht auf die Redezeit angerechnet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Der Beifallssturm zeigt ja auch, wofür viele der Kolle-

ginnen und Kollegen hier stehen.

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Dazu stehen wir 
auch! – Weitere Zurufe von der FDP)

Als Begründung für den Antrag, den der CDU-Partei-
tag beschlossen hat, wird angeführt, dass die Deutsche 
Umwelthilfe die Einhaltung von bestehenden Gesetzen 
einklagt. Ich finde es bemerkenswert, dass so etwas als 
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